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Antrag 

der Abgeordneten Vogel (Ennepetal), Dr. Stercken, Frau Geiger, Lummer, 

Frau Wiesniewski, Carstensen (Nordstrand), Spiiker und Genossen und der Fraktion 
der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Frau Dr. Hamm-Brücher, Feidmann, Hoppe, 
Irmer, Nolting, Ronneburger und der Fraktion der FDP 


Eine Friedenslösung für Afghanistan 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Am 14. April 1988 Unterzeichneten die USA, die UdSSR, Afghani- 
stan und Pakistan das Abkommen, das den Abzug der sowjeti- 
schen Truppen aus Afghanistan vorsieht. Der Deutsche Bundes- 
tag hat diesen Truppenabzug in einer Entschließung vom 10. No- 
vember 1988 begrüßt und seine Hoffnung auf den Beginn eines 
Prozesses der Normalisierung und Befriedung in Afghanistan zum 
Ausdruck gebracht. Im Februar 1989 haben die letzten sowje- 
tischen Truppen Afghanistan verlassen. 

Nach fast einem Jahr hat sich die Lage für die Menschen in 
Afghanistan und in den Flüchtlingslagern außerhalb Afghanistans 
nicht gebessert. Immer noch leben über fünf Millionen Flüchtlinge 
in Lagern außerhalb Afghanistans. Immer noch wird in Afghani- 
stan gekämpft. Mit dem Wiederaufbau des Landes konnte nicht 
einmal begonnen werden. 

Der afghanische Widerstand ist nach wie vor zerstritten. Mili- 
tärisch besteht seit Abzug der sowjetischen Truppen die Pattsitua- 
tion fort. Die Aussichten auf einen Sieg des Widerstandes sind 
gering. Auch die Regierung Najibullah ist jedoch nicht in der 
Lage, eine militärische Lösung zu ihren Gunsten zu erzwingen. 
Beide Seiten werden nach wie vor aus dem Ausland unterstützt. 

Die Zeit ist reif für eine Verhandlungslösung in Afghanistan, an 
der alle Konfliktparteien beteiligt werden müssen. Die Initiative 
dazu sollte von den Vereinten Nationen ausgehen. Erfolgreiche 
Verhandlungen sind nur auf der Basis einer Verständigung der 
USA und der UdSSR denkbar. Als ersten Schritt sollten die Kon- 
fliktparteien einen Waffenstillstand vereinbaren. 
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Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. weiterhin im Rahmen ihrer Möglichkeiten nachhaltig auf die 
afghanische Regierung und auf die Widerstandsgruppen ein- 
zuwirken, einen Waffenstillstand zu vereinbaren; 

2. in den Staaten, die Waffen liefern, darauf zu drängen, daß die 
militärische Unterstützung der Konfliktparteien aus dem Aus- 
land eingestellt wird; 

3. die USA und die UdSSR zu ermutigen, ihre Bemühungen für 
eine politische Konsenslösung fortzusetzen. Afghanistan muß 
ein vorrangiges Thema des kommenden Gipfeltreffens sein; 

4. nach grundsätzlicher Einigung der Konfliktparteien gegebe- 
nenfalls eine internationale Konferenz im Rahmen der Ver- 
einten Nationen anzuregen. 

Der Deutsche Bundestag wiederholt seine Aufforderung an die 
Bundesregierung, 

— die Bemühungen der Vereinten Nationen um Repatriierung der 
mehr als fünf Millionen Flüchthnge nach Kräften zu unterstüt- 
zen in Abstimmung mit der EG und im Rahmen der politischen 
Zusammenarbeit mit den übrigen EG-Mitghedstaaten; 

— durch großzügige humanitäre Hilfe die akute Notlage der 
afghanischen Bevölkerung zu lindern; 

— im Zuge der innenpohtischen Normahsierung Afghanistans 
wirkungsvolle Entwicklungshilfe zu leisten, sobald die entspre- 
chenden Voraussetzungen gegeben sind. 
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